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Drucksache 236 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ordnung des Obst- und Gemüsemarktes 
(Obst- und Gemüsegesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdilossen: 

1. TEIL 

Geschlossene Anbaugebiete, 
Bundesstellen für Obst und Gemüse, 
Bundesmarktverband 

§1 

Festlegung von Anbaugebieten 

Zur Erhaltung eines lebensfähigen inländi- 
schen Anbaues von Obst und Gemüse und 
zum Zweck einer ausgeglichenen Marktver- 
sorgung werden die In der Anlage 1 näher be- 
zeichneten Gebiete zu gesdilossenen Anbau- 
gebieten erklärt. In diesen Gebieten können 
nach näherer Bestimmung dieses Gesetzes 
Frühkartoffeln in die für Obst und Gemüse 
geltenden Regelungen einbezogen werden. Die 
Abgrenzung der Gebiete im einzelnen erfolgt 
durch den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
im Benehmen mit den beteiligten obersten 
Landesbehörden für Ernährung und Land- 
wirtschaft durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 


§2 


Absatzelnrlditungen 

(1) Das in einem geschlossenen Anbaugebiet 
erwerbsmäßig erzeugte Obst und Gemüse 


darf vom Erzeuger nur über die von der 
Bundesstelle (§ 4) anerkannte Absatzeinrich- 
tung in den Verkehr gebracht werden. Befin- 
den sich in einem geschlossenen Anbaugebiet 
iviehrcie Absatzeinrichtungen, so hat der Er- 
zeuger die Wahl. Soweit für ein bestimmtes 
Erzeugnis nadi § 6 Stützungsmaßnahmen 
durdigeführt werden, ist der Erzeuger ver- 
pfliditet, dieses Erzeugnis jeweils für die 
Dauer eines Wirtsdiaftsjahres nur an die von 
Ihm dafür gewählte Absatzeinrichtung zu 
liefern. Die Absatzcinrichtung hat sich wie 
ein Treuhänder zu betätigen und den Absatz 
nur Im Namen und für Rechnung des Erzeu- 
gers durchzuführen. Sie ist verpflichtet, das 
ihr angelieferte Erzeugnis zum Verkauf zu 
stellen und berechtigt, ein Erzeugnis, für das 
eine Stützungsmaßnahme nicht durchgeführt 
wird, zurückzugeben, soweit ein Verkauf 
nicht möglich ist. 

(2) Erzeuger ist, wer den Anbau von Obst 
und Gemüse erwerbsmäßig betreibt. Als Er- 
zeuger gilt auch, wer auf Grund von Nut- 
zungsverträgen Obst erntet und in den Ver- 
kehr bringt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die unmittelbare 
Abgabe an Verbraucher sowie für Lieferungen 
auf Grund von Anbau- und Lieferungsver- 
trägen zur Versorgung der Obst- und Ge- 
müseverwertungsindustrie. 

(4) Anerkannte Absatzeinrichtungen sind 
berechtigt, von den Anlieferern zur Deckung 
ihrer Aufwendung einen Unkostenbeitrag zu 
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erheben und diesen vom Verkaufserlös abzu- 
setzen. Die Höhe des Unkostenbeitrages be- 
darf der Genehmigung der für den Sitz der 
Absatzeinrichtung zuständigen obersten Lan- 
desbehörde für Ernährung und Landwirt- 
schaft. 

§3 

Mindestpreise, Beiträge, Stützungssatz, 
Andienungsbegrenzungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durdi Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates 

1. im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft die Mindestpreise für be- 
stimmte Erzeugnisse, die nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die Absatz- 
einrichtungen anzuliefern sind, festzuset- 
zen, unter denen ein Verkauf durch die 
Absatzcinrichtungen nicht gestattet ist. Der 
Mindestpreis ist entweder einheitlich für 
alle oder unterschiedlich für einzelne An- 
baugebiete für bestimmte Zeiträume fest- 
zusetzen, dabei sind die Verhältnisse der 
einzelnen Anbaugebiete angemessen zu be- 
rücksichtigen. Der Mindestpreis darf die 
durchschnittlichen Erzeugungskosten für 
die jeweiligen Erzeugnisse nicht überschrei- 
ten; 

2. zur Aufbringung der für die Durchführung 
der §§ 6 und 7 erforderlichen Geldmittel 
Beiträge für alle im Anbaugebiet über die 
Absatzeinrichtungen in den Verkehr ge- 
brachten Erzeugnisse bestimmter Art fest- 
zusetzen und von den Erzeugern (§ 2 
Abs. 2) zu erheben. Die Beiträge dürfen 
den Betrag von 10 v. H. des von der Ab- 
satzeinrichtung erzielten Erzeugerpreises 
nicht übersdireiten; 

3. den Stützungssatz für die von den Absatz- 
einrichtungen nach § 6 zu übernehmenden 
Erzeugnisse festzusetzen; 

4. Andienungsbegrenzungen den Erzeugern 
vorzuschreiben; 

5. zur Deckung der Verwaltungskosten der 
Bundesstelle (§ 4) Beiträge festzusetzen und 
von den Absatzeinrichtungen zu erheben. 
Die Beiträge dürfen den Betrag von 
0,5 V. H. des von der Absatzeinriditung 
erzielten Erzeugerpreises der an die Ab- 
satzeinrichtungen zu liefernden Erzeugnisse 
nicht überschreiten; 

6. zur Deckung der Verwaltungskosten der 
Zentralen Bundesstelle für Obst und Ge- 


müse (§ 11) Beiträge festzusetzen und von 

den Bundesstellen zu erheben (§ 4). 

(2) Der Bundesminister kann die ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Befugnisse auf die Bun- 
desstellen (§§ 4 und 11) übertragen und hier- 
bei Riditlinien, insbesondere über die Ermitt- 
lung der Mindestpreise, der Beiträge und des 
Stützungssatzes sowie die Festsetzung der 
Höhe nach erlassen, für Maßnahmen nach 
Absatz 1 Nr. 1 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtsdiaft. 

§4 

Bundesstellen für Obst und Gemüse 

(1) Es wird für jedes Anbaugebiet (§ 1) 
eine Bundesstelle für Obst oder für Gemüse 
oder für Obst und Gemüse als bundesunmit- 
telbare Anstalt des öffentlichen Rechts er- 
richtet. 

(2) Die Organe der Bundesstelle sind 

1. der Verwaltungsrat, 

2. die Vertreterversammlung. 

(3) Der Verwaltungsrat besteht aus drei bis 
neun Mitgliedern der Vertreterversammlung 
und wird aus der Mitte der Vertreterver Samm- 
lung gewählt. Der Vorsitzende und der stell- 
vertretende Vorsitzende vertreten die Bundes- 
stelle geriditlich und außergerichtlich. Dem 
Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen Fragen zu, die zum Aufgabengebiet der 
Bundesstelle gehören, soweit sie nicht der 
Vertreterversammlung obliegt. 

(4) Die Mitgliederzahl der Vertreterver- 
sammlung bei den einzelnen Bundesstellen 
ergibt sich aus der Anlage 1. Die Mitglieder 
werden von den Erzeugern von Obst oder 
Gemüse des geschlossenen Anbaugebietes in 
unmittelbarer Wahl gewählt. Wahlberechtigt 
für die Wahl der Mitglieder der Vertreter- 
versammlung sind die Erzeuger, die den An- 
bau von Obst oder Gemüse erwerbsmäßig 
betreiben. 

(5) Der Vertreterversammlung steht die 
Beschlußfassung in allen grundsätzlichen Fra- 
gen zu. Sie hat insbesondere die Aufgabe, die 
Tätigkeit des Verwaltungsrates periodisch zu 
überwachen und kann sich hierbei einer 
Treuhandstelle bedienen. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau 
der Bundesstelle sowie die Bildung und Zu- 
ständigkeit der Organe im einzelnen und er- 
läßt eine Wahlordnung. 

(7) Die Bundesstelle untersteht der Auf- 
sicht des Bundesministers. Diese hat sich auf 
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die Innehaltung der Vorschriften dieses Ge- 
setzes und der Satzung zu beschränken. 

§5 

Aufgaben der Bundesstelle 

(1) Die Bundesstclle hat die Aufgabe 

1. Mindestpreise für bestimmte Erzeugnisse 
der Zentralen Bundesstelle für Obst und 
Gemüse (§ 11) vorzuschlagen, unter denen 
ein Verkauf durch die Absatzeinrichtungen 
nicht gestattet ist; 

2. durch geeignete Beratung darauf hinzuwir- 
ken, daß der Anbau von Obst und Gemüse 
den Notwendigkeiten einer ausgeglichenen 
Versorgung entspricht; sie hat hierbei die 
etwa vom Bundesminister erlassenen An- 
baurichtlinien und Anbauempfehlungen 
der Zentralen Bundesstelle zu beachten; 

3. die ihr nach § 19 erstatteten Meldungen 
zusammenzustellen und an die Zentrale 
Bundesstelle für Obst und Gemüse weiter- 
zugeben; 

4. über die Anerkennung von Absatzeinrich- 
tungen im Sinne dieses Gesetzes und ihren 
Widerruf nach Richtlinien des Bundesmini- 
sters zu entscheiden. 

Sie hat ferner, soweit ihr hierzu die Befug- 
nisse durch den Bundesminister übertragen 
sind, 

5. für Erzeugnisse, für die ein Mindestpreis 
festgesetzt worden ist, Stützungsfonds zu 
bilden und hierfür die Stützungssätze und 
Beiträge (§§ 6 und 7) festzusetzen und zum 
Mindestpreis nicht absetzbare Erzeugnisse 
zu übernehmen; 

6. erforderlichenfalls Andienungsbegrenzun- 
gen den Erzeugern vorzuschreiben. 

(2) Die Bundesstelle hat die aufkommen- 
den Stützungsmittel getrennt nach Art der 
Erzeugnisse zu verwalten und dafür Sorge zu 
tragen, daß diese Mittel nur nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses Gesetzes Verwen- 
dung finden. 

§6 

Stützungssatz 

Werden bestimmte Erzeugnisse von den 
Bundesstellen übernommen, so ist dem Er- 
zeuger hierfür ein Stützungssatz zu entrich- 
ten, der höchstens 80 v. H. des Mindestprei- 
ses betragen darf. Der Stützungssatz wird 
vom Verwaltungsrat der Bundesstelle des 
Anbaugebietes für bestimmte Zeiträume 
festgesetzt. 


§7 

Stützungsfonds 

Zur Aufbringung der für die Durchfüh- 
rung des § 6 erforderlichen Mittel werden 
von den Erzeugern Beiträge für alle im An- 
baugebiet über die Absatzeinrichtungen in 
den Verkehr gebrachten Erzeugnisse, für die 
ein Mindestpreis festgesetzt ist, erhoben. Die 
Höhe der Beiträge wird vom Verwaltungsrat 
der Bundesstelle für jedes einzelne Erzeugnis 
festgesetzt. Die Beiträge sind durch die Ab- 
satzeinrichtungen von dem von ihnen erziel- 
ten Erzeugerpreis einzubehalten und an eine 
von der Bundesstclle zu bestimmende Stelle 
abzuführen. 

§8 

Überschüsse 

Die für ein Erzeugnis ln einem Wirtschafts- 
jahr auf gekommenen, aber nicht verwendeten 
Mittel sollen für die Stützung dieses Erzeug- 
nisses in kommenden Jahren Verwendung 
finden. Die Verwendung der für ein Erzeug- 
nis aufgekommenen Mittel zur Stützung eines 
anderen Erzeugnisses bedarf des einstimmigen 
Beschlusses der Vertreterversammlung. 

§9 

Aussdiluß von der Stützungsma.ßnnhme 

Ein Erzeuger hat keinen Anspruch auf Ge- 
währung des Stützungssatzes, soweit er über 
eine ihm auferlegte Andienungsbegrenzung 
hinaus anliefert. 

§ 10 

Deckung der Verwaltungskostcn 

Die Bundesstelle kann zur Deckung ihrer 
Verwaltungskosten Beiträge von den Absatz- 
emrichtungen erheben, soweit ihr die Befug- 
nis hierzu übertragen worden ist. 

§ 11 

Zentrale Bundesstelle für Obst und Gemüse 

(1) Es wird für das Bundesgebiet eine Zen- 
trale Bundesstclle für Obst und Gemüse als 
bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen 
Rechts mit dem Sitz in Bonn errichtet. 

(2) Die Organe der Zentralen Bundesstelle 
für Obst und Gemüse sind 

1. der Vcrwaltungsrat, 

2. die Vcrtreterversammlung. 
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(3) Der Verwaltungsrat besteht aus neun 
Mitgliedern der Vertreterversammlung und 
wird aus der Mitte der Vertreterversammlung 
gewählt. Der Vorsitzende und der stellver- 
tretende Vorsitzende vertreten die Zentrale 
Bundesstelle für Obst und Gemüse gerichtlich 
und außergerichtlich. Dem Verwaltungsrat 
steht die Beschlußfassung in allen Fragen zu, 
die zu dem Aufgabengebiet der Zentralen 
Bundesstelle für Obst und Gemüse gehören, 
soweit sie nicht der Vertreterversammlung 
obliegt. 

(4) Die Vertreterversammlung besteht aus 
60 Mitgliedern der Verwaltungsräte der Bun- 
desstellen, die von den Vertreterversammlun- 
gen der Bundesstellen nach dem in Anlage 2 
festgelegten Sdalüssel gewählt werden. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates und 
der Vertreterversammlung entscheiden nach 
eigenem Ermessen. Nur bei Beschlußfassun- 
gen nach Maßgabe des § 12 Nr. 4 Buchst, a 
und b sind sic an die Beschlüsse des Verwal- 
tungsrates oder der Vertreterversammlung 
ihrer Bundesstelle gebunden. 

(5) Der Vertreterversammlung steht die 
Beschlußfassung In allen grundsätzlichen Fra- 
gen zu. Sic hat insbesondere die Aufgabe, die 
Tätigkeit des Vcrwaltungsrats periodisch zu 
überwachen und kann sich hierbei einer Treu- 
handstelle bedienen. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau 
der Zentralen Bundesstelle für Obst und Ge- 
müse sowie die Bildung und Zuständigkeit 
der Organe im einzelnen. 

(7) Die Zentrale Bundesstelle für Obst und 
Gemüse untersteht der Aufsicht des Bundes- 
ministers. Diese hat sich auf die Innehaltung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und der 
Satzung zu beschränken. 

§ 12 

Aufgaben der Zentralen Bundesstelle 
für Obst und Gemüse 
Die Zentrale Bundesstelle für Obst und 
Gemüse hat che Aufgabe, 

1. die nada § 5 Nr. 5 von den Bundesstellen 
erstatteten Meldungen zum Zwecke der 
Marktbeobachtung und Anbauberatung 
auszuwerten; 

2. dem Bundesminister ln das nach Nr. 1 ge- 
wonnene Material Einsicht zu gewähren 
und die erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen; 

sie hat ferner, soweit ihr die Befugnisse nadi 
§ 3 vom Bundesministcr übertragen sind, 


3. Mindestpreise für bestimmte Erzeugnisse, 
die nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Absatzeinrichtungen anzuliefern 
sind, festzusetzen, unter denen ein Verkauf 
durch die Absatzeinrichtungen nicht ge- 
stattet ist; 

4. soweit in den einzelnen geschlossenen An- 
baugebieten für bestimmte Erzeugnisse 
Stützungsmaßnahmen durchgeführt wer- 
den, nadi einstimmigem Beschluß der Ver- 
waltungsratsmitgliedcr der betroffenen Ge- 
biete für diese Gebiete und jeweils für ein 
Jahr 

a) den Stützungssatz und die Beiträge für 
bestimmte Erzeugnisse einheitlidi für 
dieses Gebiet festzusetzen, 

b) zu bestimmen, daß die bei den betrof- 
fenen einzelnen Bundesstellen für be- 
stimmte Erzeugnisse aufgekommenen 
Mittel zur Stützung dieser Erzeugnisse 
in den betroffenen Anbaugebieten Ver- 
wendung finden. 

Die Vorschriften der §§ 8 und 9 finden ent- 
sprediende Anwendung. Etwa vorhandene 
Übersdiüsse sind entsprechend dem Aufkom- 
men an die beteiligten Gebiete zurückzuer- 
statten, wenn die gemeinsame Stützungsmaß- 
nahme nicht mehr fortgesetzt wird. 

§ 13 

Deckung der Verwaltungskosten 

Die Zentrale Bundesstelle für Obst und 
Gemüse kann zur Deckung Ihrer Verwaltungs- 
kosten Beiträge von den Bundesstellen er- 
heben, soweit Ihr die Befugnis hierzu über- 
tragen worden Ist. 

§ 14 

Befreiung von der Körperschaft- und 
Umsatzsteuer 

Beiträge und Gebühren, die von den Ab- 
satzeinrichtungen für den Stützungsfonds 
und zur Deckung für ihre Verwaltungskosten 
cinbehalten werden, gelten beim Erzeuger 
nicht als Entgelt im Sinne des Umsatzsteuer- 
gesetzes. Die Zentrale Bundesstelle für Obst 
und Gemüse sowie die Bundesstellen In den 
geschlossenen Anbaugebicten sind als solche 
von der Körperschaft- und Umsatzsteuer 
befreit. 

§ 15 

Vereinbarungen mit dem Ausland 
über die Einfuhr von Obst und Gemüse 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
den in Betracht kommenden Ausfuhrländern 
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Maßnahmen zu vereinbaren, die die Einfuhr 
von Obst einsdiließlich Südfrüchten, Gemüse 
und Frühkartoffeln dem inländischen Bedarf 
anpassen. 

§ 16 

Bundesmarktverband 

(1) Für das Bundesgebiet können sich die 
einsclilägigen berufsständischen Spitzenorga- 
nisationen der Erzeuger, der Absatzeinrich- 
tungen, des Großhandels und der Verwer- 
tungsindustrie zu einem Bundesmarktverband 
für Obst und Gemüse zusammenschließcn. 

(2) Der Bundesmarktverband kann vom 
Bundesminister als solcher nur anerkannt 
werden, wenn er folgende Voraussetzungen 
erfüllt und sich hinsichtlich der von ihm 
durchzuführenden Aufgaben der Aufsicht des 
Bundesministers unterstellt: 

1 . Es müssen in ihm die in Absatz 1 genann- 
ten berufsständischen Organisationen ver- 
treten sein, sofern sie die Beteiligung wün- 
schen. 

2. Den Vertretern der Verbraucher und der 
berufsständischen Organisationen des ein- 
schlägigen Einzelhandels muß durch die 
Satzung eine angemessene Vertretung in 
den Organen des Bundesmarktverbandes 
gesichert sein, sofern sie die Beteiligung 
wünschen. 

3. Der Beitritt anderer einschlägiger berufs- 
ständischer Spitzenorganisationen (Absatz 1) 
darf in der Satzung nicht ausgeschlossen 
sein. 

4. Es muß eine angemessene regionale Ver- 
tretung in den Organen sichergestellt sein. 

(3) Hoheitliche Aufgaben dürfen dem Bun- 
desmarktverband nicht übertragen werden. 

(4) Der Bundesmarktverband untersteht, 
wenn er anerkannt ist, der Aufsicht des Bun- 
desministers. Kommt der Bundesmarktver- 
band den ihm obliegenden Aufgaben nicht 
nach, so ist die Anerkennung nach Absatz 2 
zurückzunehmen. 

§ 17 

Aufgaben des Bundesmarktverbandes 

Wird der Marktverband für das Bundes- 
gebiet als Bundesmarktverband anerkannt, so 
obliegen ihm insbesondere folgende Aufgaben: 

1. den Bundesminister und die Zentrale Bun- 
desstelle für Obst und Gemüse in allen 
Fragen, die dieses Gesetz betreffen, zu be- 
raten. 


2. Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
Güte, Sortierung und Verpackung von 
Obst und Gemüse zu machen, 

3. den Abschluß von Anbau- und Lieferungs- 
verträgen zu fördern, 

4. den Absatz und den Verbrauch von Obst 
und Gemüse zu fördern, 

5. die beteiligten Wirtschaftskreise bei der 
Vereinbarung einheitlicher Lieferungs- und 
Geschäftsbedingungen zu unterstützen, so- 
weit eine solche Vereinbarung zulässig ist. 

§ 18 

Lieferung aus nicht geschlossenen 
Anbaugebieten 

Ein Erzeuger aus einem nicht geschlossenen 
Anbaugebiet kann sich durch Erklärung 
jeweils für ein Jahr gegenüber einer Bundes- 
stelle eines geschlossenen Anbaugebietes die- 
sem anschließen. Er hat dann die gleichen 
Rechte und Pflichten der Erzeuger (§2 Abs. 2) 
dieses Anbaugebictes. 

§ 19 

Beitreibung 

Die Beiträge nach § 3 können nach den 
Bestimmungen der Reichsabgabenordnung 
und ihrer Durchführungsbestimmungen bei 
getrieben werden. 


IL TEIL 

Besondere Bestimmungen 
§ 20 

Meldepflicht 

(1) Erzeuger, Absatzeinrichtungen, Han- 
delsbetriebe sowie be- und verarbeitende 
Betriebe sind auf Anfordern des Bundesmini- 
sters verpflichtet, ihm oder der von ihm be- 
stimmten Stelle zu melden: 

1. die Bestände an bestimmtem verarbeitetem 
Obst und Gemüse, 

2. die Lagerbestände an Kernobst, Kopfkohl 
und Zwiebeln. 

(2) Die Erzeuger sind verpflichtet, ihre 
Anbauabsichten unter gleichzeitiger Angabe 
etwa abgesclilossener Anbau- und Lieferungs- 
verträge der Bundesstelle (§ 4) oder der von 
ihr bestimmten Stelle auf Anfordern zu 
melden. 
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(3) Die Absatzeinrichtungen sind verpflich- 
tet, laufend der Bundesstelle oder der von ihr 
bestimmten Stelle auf Anfordern über den 
Absatz von Obst und Gemüse nach Art und 
Menge und Preis sowie Angebots- und Ab- 
satzlage zu berichten. 

§21 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister, die Zentrale Bun- 
desstelle für Obst und Gemüse und die Bun- 
desstellen sind auskunftsbereditigte Stellen im 
Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 
723). 

(2) Für das Auskunftverlangen und die 
Auskunftpflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über Auskunftpflicht mit 
Ausnahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 

§ 22 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder der Organe der Zentralen 
Bundesstelle für Obst und Gemüse, der Bun- 
desstellen und des Bundesmarktverbandes 
sowie deren Angestellte sind vorbehaltlich 
der dienstlichen Berichterstattung und der 
Anzeige von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, 
über Einrichtungs- und Geschäftsverhältnisse, 
die durch ihre Tätigkeit im Rahmen dieses 
Gesetzes oder der darauf beruhenden Bestim- 
mungen zu ihrer Kenntnis gelangen, Ver- 
schwiegenheit zu beachten und sich der Mit- 
teilung und Verwertung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen zu enthalten. Soweit sie 
nicht Beamte sind, sind sie auf gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten nach § 1 der 
Verordnung gegen Bestediung und Geheim- 
nisverrat nichtbeamteter Personen in der Fas- 
sung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) zu verpflichten. 

§ 23 

Strafbestimmungen 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. als Erzeuger in einem geschlossenen Anbau- 
gebiet erzeugtes Obst oder Gemüse entge- 


gen § 2 Abs. 1 Satz 1 auf anderem Wege 
als über eine von der Bundesstelle (§ 4) an- 
erkannte Absatzeinrichtung in den Verkehr 
bringt, 

2. als Erzeuger solche Erzeugnisse, für die 
Stützungsmaßnahmen (§ 6) durdigeführt 
werden, entgegen § 2 Abs. 1 Satz 3 über 
mehrere Absatzeinrichtungen in den Ver- 
kehr bringt, 

3. ln einem geschlossenen Anbaugebiet erzeug- 
tes Obst oder Gemüse auf anderem Wege 
als über eine anerkannte Absatzeinrichtung 
erwirbt, sofern der Erzeuger dabei gegen 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 verstößt, 

4. die ihm nach § 20 obliegenden Meldungen 
trotz Mahnung nicht erstattet, 

5. einer schriftlichen Verfügung, die auf nach 
diesem Gesetz erlassenen Vorschriften be- 
ruht, zuwiderhandelt, sofern die Vorschrift 
oder Verfügung ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit und der Ver- 
such der Ordnungswidrigkeit können mit 
einer Geldbuße bis zu 5 000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 

§24 

Schlußbestimmungen 

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gel- 
ten nur für Erzeugnisse, die nach den Durch- 
führungsbestimmungen unter das Handels- 
Klassengesetz fallen. Mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes werden die Vorschriften nach 
dem Handelsklassengesetz, wie sie bezüglich 
Obst und Gemüse in den Durchführungsbe- 
stimmungen niedergelegt sind, obligatorisch. 

(2) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen enthalten, treten am Tage nach der 
Verkündung des Gesetzes in Kraft. Im übri- 
gen tritt das Gesetz am 1. März 1954 in 
Kraft. 

Bonn, den 5. Februar 1954 

Ollenhauer und Fraktion 


6 



Anlage 1 


Liste der Bundesstellen mit den geschlossenen Anbaugebieten 


Bundesstelle 1 


Bundesstelle 5 


Anbaugebiet 1 

Insel Fehmarn 1 

Kreise Süderdithmarschen ? für Gemüse 

Norderdithmarschen ^ 

Vertrcterversammlung: 12 Mitglieder 


Bundesstelle 2 


Anbaugebiet 
Hamburg 
l'cilc der 
Kreise Pinneberg 
Steinburg 
Teile der 
Kreise Harburg 
Lüneburg 
Teile der 
Kreise Stormarn 
Lauenburg 


2 

I für Obst und Gemüse 
) für Obst 
teilweise für Obst 
■1 und Gemüse 

I für Obst und Gemüse 
j oder nur für Gemüse 

] für Gemüse 
J 


Vertreter Versammlung: 16 Mitglieder 


Bundesstelle 3 


Anbaugebiet 3 

Teile der 
Kreise Harburg 
Stade 

Land Lladeln 
Cuxhaven 
Kloppcnburg 
Vedita 


für Obst 


Vertreterversammlung: 12 Mitglieder 


Bundesstelle 4 

Anbaugebiet 4 

Teile der 
Kreise Emden 
Leer 

Aschendorf 


für Gemüse 


Vertreterversammlung: 10 Mitglieder 


Anbaugebiet 5 

Kreise Braunschweig 
Helmstedt 
Wolfenbüttel 
Watenstedt-Sal/gltter 
Goslar 
Marienburg 
Hildesheim 
Ahlfeld 
Peine 
Gifhorn 


für Gemüse 


Vei tretcrversammlung: 12 Mitglieder 


Bundesstelle 6 


Anbaugebiet 6 


Kreise Recklinghausen 
Castrop-Rauxel 
Bodium 
Unna 
Soest 


für Obst 
und Gemüse 


Vertretcrversammlung: 12 Mitglieder 


Bundesstelle 7 

Anbaugebict 7 

Kreise Rees 
Cleve 
Geldern 
Moers 
Kempen 
Krefeld 
M. Gladbach 
Grevenbroich-Neuß 
Düsseldorf-Mettmann 
Rhein. Wupperkreis 
Köln 
Bergheim 
Erkelenz 
Geilenkirchen 
Euskirchen 
Bonn 
Siegkreis 


! für Obst 
I und Gemüse 
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Anbaugebiet 9 

Kreise Untertaunus 
Obertaunus 
Maintaunus 
Wiesbaden 
Rheingau, 

Groß-Gerau 

Darmstadt 

Dieburg 

Mainz 

Bingen 

Alzey 

Worms für Obst 

Bergstraße und Gemüse 

Heppenheim 

Mannheim 

Heidelberg 

Bruchsal 

Germersheim 

Bergzabern 

Landau 

Ludwigshafen 

Neustadt 

Speyer 

Frankenthal 

Kirchheimbolanden | für Obst 

Vertreterversammlung: 22 Mitglieder 


Telle der ] 

Kreise Forchheim I 

Ebermannstadt \ für Obst 

Lauf j 

Hersbruck. j 

Teile der ] 

Kreise Erlangen I 

Nürnberg j> für Gemüse 

Fürth j 

Feuchtwangen I 

Teile des i r- 

Kreises Gunzenhausen j 

Vertreterversammlung: 20 Mitglieder 

Bundesstelle 11 
Anbaugebiet 1 1 

Teile der 
Kreise Bogen 

Deggendorf 

Vilshofen }• für Obst 
Griesbadi 
Pfarrkirchen 
Eggenfelden 
Kreis Straubing 
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Teile der 

Kreise Landau (Isar) 

Erding 

München 

Fürstenfeldbruck 

Friedberg 

Landsberg 

Aibling | für Obst 


für Gemüse 


Vertrete rversamm^ung: 14 Mitglieder 


Bundesstelle 12 

Anbaugebiet 12 

Teile der 
Kreise Fieilbronn 
öhrIngen 
Backnang 
Waiblingen 
Stuttgart 
Leonberg 
Ludwigsburg 

Stuttgart 

Eßlingen 

Nürtingen 


für Obst 



Gemüse 


I für Obst 


Vertreterversammlung: 10 Mitglieder 


Bundesstelle 13 
Anbaugebiet 13 
Kreis Bühl 

Teile der 
Kreise Rastatt 
Kehl 

Offenburg 

Lahr 

Wolfach 


für Obst 


Vertreterversammlung: 12 Mitglieder 


Bundesstelle 14 

Anbaugebiet 14 

Kreis Ravensburg 
Tettnang 

Teile der 
Kreise Lindau 
Saulgau 
Überlingen 
Konstanz 
Waldshut 

Insel Reichenau 


für Obst 


Vertretcrversammlung: 12 Mitglieder 


Anlage 2 


Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 


Bundesstelle 

1 

Stellt 

7 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

2 

stellt 

7 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

3 

stellt 

5 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

4 

stellt 

2 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

5 

stellt 

2 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

6 

stellt 

2 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

7 

stellt 

7 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

8 

stellt 

2 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

9 

stellt 

7 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

10 

stellt 

4 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

11 

stellt 

3 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

12 

stellt 

3 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

13 

stellt 

4 

Mitglieder 

zur 

Bundesstelle 

14 

stellt 

5 

Mitglieder 

zur 


60 


Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
Vertreterversammlung der Zentralen Bundesstelle 
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